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Beschlussvorlage 

 

 

zur Behandlung im: Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt 

  

Vorberatung im: ----- 

  

  

 

Betreff: Regionalstadtbahn, überplanmäßige Ausgabe 

  

Bezug: Vorlage 107/2008: Regionalstadtbahn, Verfahren für Standardisierte Bewertung 

Vorlage 107a/2008: Regionalstadtbahn, Vergabe Standardisierte Bewertung 

Anlagen:  keine  

 

 

Beschlussantrag: 

  

1. Bei der Haushaltsstelle 2.7921.9610.000-0104 „Regionalstadtbahn“ wird eine überplanmäßige 

Ausgabe in Höhe von 12.000 € beschlossen.  

2. Die Deckung erfolgt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 

1.6100.6011.000 „Aufträge an Planer u. a.“.  

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen  Jahr:  Folgej.: 

Investitionskosten: € € € 

bei HHStelle veranschlagt:    

Aufwand / Ertrag jährlich € ab:  

 

 

Ziel: Finanzierung von Zusatzuntersuchungen zur Ergebnisverbesserung und Fertigstellung des lau-

fenden Planungsauftrags zur „Standardisierten Bewertung … der Regionalstadtbahn Neckar-Alb“. 
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Begründung:  

 

1. Anlass / Problemstellung 

 

Die Städte Reutlingen und Tübingen, der Regionalverband Neckar-Alb und die Landkreise 

Reutlingen, Zollernalbkreis und Tübingen haben 2008 eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

abgeschlossen und als Planungsgemeinschaft eine Standardisierte Bewertung der Regional-

stadtbahn in Auftrag gegeben.  

2. Sachstand 

 

Die Bearbeitung durch die ARGE PTV/TTK/DBI ist nahezu abgeschlossen. Die Ergebnisse 

werden positiv sein. Nach Abstimmungen mit den Zuschussgebern sind weitere Verbesse-

rungen des Nutzen-Kosten-Verhältnisses wünschenswert, um die Chancen einer baldmögli-

chen Realisierung deutlich zu erhöhen. Verbesserungspotentiale wurden gesucht und sind 

erkennbar, bedürfen aber einer genauen Untersuchung, Prüfung und Berechnung. Das dazu 

vorliegende Angebot der ARGE in Höhe von 71.820 € ist angemessen und erfordert bei ent-

sprechender Beauftragung eine wiederum anteilige Beteiligung (ein Sechstel) der Stadt Tü-

bingen. Die Restmittel der bestehenden Haushaltsstelle reichen dazu nicht aus und müssen 

aufgestockt werden. 

3. Lösungsvarianten 

 

Verzicht auf weitere Untersuchungen und Ergebnisverbesserung. 

4. Vorschlag der Verwaltung 

 

Beauftragung der Gutachter mit den zusätzlichen Untersuchungen. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

 

Die überplanmäßige Ausgabe kann durch Einsparungen bei Planungsaufträgen gedeckt wer-

den.  

6. Anlagen 

 

keine 

 


